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1 Planungsgrundlagen  

1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 111 ist zentral in der Stadt Lauenburg/Elbe, an 
der Berliner Straße 57 gelegen und ist circa 0,3 ha groß. 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst die Flurstücke 65, 66, 
54/33 (Teilweise) und 251 (Teilweise) aus der Flur 7 der Gemarkung Lauenburg. 

Die Flurstücke 54/33 und 251 sind öffentliche Straßen. Das Grundstück Berliner Straße 
57 befindet sich im städtischen Eigentum. 

1.2 Planungsanlass und Ziele  

Die auf dem Grundstück Berliner Straße 57 befindliche Stadtvilla nimmt einen sehr 
geringen Anteil der Grundstücksfläche in Anspruch. Im Jahr 2019 wurde eine Bauvor-
anfrage für Geschosswohnungsbau mit 3 Vollgeschossen gestellt. Die Prüfung durch die 
Stadt Lauenburg/Elbe hat ergeben, dass Geschosswohnungsbau mit 3 Vollgeschossen 
grundsätzlich möglich ist. Die Baugenehmigungsbehörde beim Landrat des Kreises 
Herzogtum Lauenburg dagegen geht davon aus, dass ohne Bauleitplanung lediglich 2 
Vollgeschosse genehmigungsfähig sind. Für 3 Vollgeschosse ist die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes erforderlich.  

Geschosswohnungsbau in dieser zentralen Lage würde zur innerstädtischen 
Verdichtung beitragen und damit dem Ziel gemäß § 1a Abs. 2 BauGB, mit Grund und 
Boden sparsam und schonend umzugehen, gerecht werden. Der Bebauungsplan 
Nr. 111 wird aufgestellt um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für Geschoss-
wohnungsbau mit 3 Vollgeschossen auf dem Grundstück zu schaffen. 

1.3 Verfahrensart  

Das Vorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB). Da sich der aus der 
vorhandenen Eigenart der Umgebung ergebende Zulässigkeitsmaßstab durch die 
Aufstellung des Bebauungsplans nicht wesentlich verändert, wird der Bebauungsplan im 
vereinfachten Verfahren nach §13 BauGB aufgestellt. 

Damit ist gemäß § 13 BauGB keine Umweltprüfung erforderlich. Von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs.1 BauGB kann abgesehen 
werden. Die Verfahrensschritte nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB können gemäß 
§ 4a Abs. 2 BauGB parallel erfolgen.  

1.4 Planungsvorgaben  

1.4.1.1 Vorgaben übergeordneter Planungsebenen  

In der Hauptkarte zum Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 ist Lauenburg/ 
Elbe als Unterzentrum dargestellt. Gemäß Ziel 2.2. ist unter anderen die wohnbauliche 
und gewerbliche Entwicklung zu sichern und zu stärken. Der Bebauungsplan ist folglich 
gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Zielsetzungen des Landesentwicklungsplanes 
angepasst. 

Regionalpläne werden aus dem Landesentwicklungsplan entwickelt und konkretisieren 
dessen Vorgaben. Im Regionalplan für Schleswig-Holstein Süd wird Lauenburg/Elbe als 
Unterzentrum nachrichtlich übernommen und ist als solches ein Schwerpunkt der 
Siedlungsentwicklung. Der Bebauungsplan entspricht damit auch den Zielsetzungen des 
Regionalplanes. 
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1.4.1.2 Vorgaben der Stadt Lauenburg/Elbe  

Im städtischen Flächennutzungsplan aus dem Jahr 2006 mit seinen Änderungen wird 
der Großteil des Plangebiets entlang der Berliner Straße als Gemischte Baufläche gem. 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO dargestellt. Ein kleinerer Teil im Norden wird als 
Wohnbaufläche § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO dargestellt. Der Bebauungsplan ist aufgrund 
des Entwicklungsspielraumes, des Maßstabssprungs und der Nutzungskonkretisierung 
an der Schnittstelle zweier Baugebietsflächen als aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt anzusehen. 

Abbildung 1: Flächennutzungsplan (Ausschnitt) mit Markierung des Plangebietes 

 
Quelle: Stadt Lauenburg/Elbe 

Der städtische Landschaftsplan bildet für den Planbereich lediglich die bestehenden 
Siedlungsstrukturen ab. Eine Nachverdichtung im Innenbereich entspricht den grund-
sätzlichen Zielen des Landschaftsplanes. Entlang von Teilen der Berliner Straße werden 
Baumpflanzungen dargestellt, jedoch nicht entlang des Grundstücks Berliner Straße 57. 

1.5 Erschließung 

Das Plangebiet ist an das übergeordnete Straßenverkehrsnetz über die südlich des 
Geltungsbereichs verlaufende Berliner Straße/Bundesstraße 5 angebunden. Zusätzlich 
kann das Gebiet über die Straße „Am Kamp“ nordwestlich des Geltungsbereichs 
erschlossen werden. 

Mehrere Bushaltestellen befinden sich entlang der Berliner Straße. Das Plangebiet liegt 
in etwa 300 m Abstand von d Haltestelle Bergstraße im Westen und der Haltestelle 
Heideweg im Osten. Von hier verkehren die Linien 138 und 8861 des Hamburger 
Verkehrsverbunds (HVV) sowie die Linie 515 der Verkehrsgesellschaft Ludwigslust-
Parchim mbH (VLP). 

Alle notwendigen Leitungen für die Versorgung mit Trinkwasser, Abwasser, Strom und 
Telekommunikation sind in den umgebenden Straßen vorhanden. 

1.6 Lärm 

Gemäß des Geoportal Schleswig-Holsteins (GDI-SH) ist nicht mit nennenswerten 
Lärmimmissionen von Gewerbe-, Flug oder Schienenlärm zu rechnen. Lediglich vom 
Verkehr der südlich angrenzenden Berliner Straße gehen Lärmemissionen aus. 

Im Geoportal existieren Karten mit Angaben zu den Straßenverkehrslärmpegeln über 24 
Stunden LDEN (Level Day-Evening-Night) und in der Nacht LNight. Dem 24 Stunden-
Lärmindex zufolge ist der Geltungsbereich von Lärmimmissionen zwischen 55 – 65dB(A) 
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betroffen. Auch in der Nacht werden große Teile des Plangebiets von Schallimmissionen 
über 50 dB(A) beeinträchtigt. 

Abbildung 2: Lärmpegel Berliner Straße 

 
LDEN 

 

 
LNight 

Quelle: Geoportal Schleswig-Holstein, Aufgerufen am 04.02.2021 

Etwa 400 m östlich des Plangebietes wird der Bebauungsplan Nr. 99 „Ehemaliger 
Kleingarten Berliner Straße“ aufgestellt. Im Rahmen der Aufstellung wurde eine 
Verkehrslärmuntersuchung1 erarbeitet. Da die Voraussetzungen für beide Plangebiete 
vergleichbar sind, kann das Gutachten für der Bebauungsplan 111 „Berliner Straße 57“ 
herangezogen werden.  

Im Gutachten werden die Emissionspegel östlich und westlich des Birnenweges 
berechnet. Westlich des Birnenweges ist die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf der 
Berliner Straße tags und nachts auf 30 km/h begrenzt. Hier werden Emissionspegel von 
61,2 dB(A) tags (6:00 – 22:00) bzw. 54,3 dB(A) nachts dB(A) (22:00 – 6:00) erreicht. 

Im Bereich Berliner Straße 57 ist die zulässige Höchstgeschwindigkeit ebenfalls auf 30 
km/h begrenzt. Daher kann hier von einem ähnlichen Emissionspegel ausgegangen 
werden. 

1.7 Plangebiet  

Das Plangebiet liegt zentral in Lauenburg/Elbe an der Bundesstraße Berliner Straße, der 
Hauptdurchfahrtsstraße der Stadt. Entlang der Berliner Straße stehen 2- bis 3-

                                                 
1 Ibs Ingenieurbüro für Schallschutz DIpl.-Ing. Volker Ziegler, Gutachten Nr. 20-04-2 

„Verkehrslärmunteruntersuchung zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 99 der Stadt 
Lauenburg/Elbe für die Ausweisung eines Wohngebietes nördlich der Berliner Straße (B5) und 
östlich des Birnenweges im Bereich der ehemaligen Kleingartenanlage“, Mölln 22.04.2020 
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geschossige Wohngebäude und kleine Gewerbebetriebe. An der nördlich angrenzenden 
Straße Am Kamp befinden sich kleinteilige Wohnhäuser mit dazugehörigen 
Gartenflächen.  

Abbildung 3: Berliner Straße 

 

Abbildung 4: Straße „Am Kamp“ 

 

Das Plangebiet selbst wird geprägt von einer Rasenfläche mit Baumgruppen und 
mehreren größeren Einzelbäumen. Ein freistehendes 1- 2 geschossiges Gebäude mit 
hohem Kellergeschoss und Dachgeschoss ist die einzige Grundstücksbebauung. Die 
Zufahrt und weitere Flächen um das Gebäude sind versiegelt.  

Abbildung 5: Villa mit Zufahrt 

 

Abbildung 6: Rasenfläche und Einzelbäume 
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Abbildung 7: Luftbild mit Markierung des Plangebiets 

 
Quelle: Stadt Lauenburg/Elbe 
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2 Planinhalt  

2.1 Städtebaulicher Entwurf 

2.1.1 Vorkonzepte 

Nach dem Planungsziel der Innenentwicklung zur Schaffung von Wohnraum wurden 
zwei alternative städtebauliche Vorkonzepte erstellt.  

2.1.1.1 Vorkonzept A 

In Vorkonzept A liegt der Schwerpunkt auf dem Erhalt der vorhandenen Bäume. Die 
Bebauung wird entlang der südöstlichen Grundstücksgrenze platziert. Dadurch kann der 
Baumbestand auf der restlichen Fläche erhalten werden. Der Gebäuderiegel schützt 
gleichzeitig die dahinterliegende Fläche vor Verkehrslärm.  

Das Vorkonzept A sieht drei Vollgeschosse und ein zusätzliches Staffelgeschoss vor. 
Dadurch können insgesamt ca. 2.700 m² Geschossfläche bzw. ca. 27 Wohnungen 
entstehen. Für das Vorkonzept A ist eine Grundflächenzahl GRZ von 0,3 und eine 
Geschossflächenzahl GFZ von 1,2 erforderlich. 

Die Erschließung erfolgt über die Berliner Straße im Süden und die Straße „Am Kamp“ 
im Nordwesten. Ebenerdige Stellplätze werden zwischen den vorhandenen Bäumen 
entlang der westlichen Grundstücksgrenze errichtet. 

Abbildung 8: Vorkonzept A 
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2.1.1.2 Vorkonzept B 

In Vorkonzept B liegt der Schwerpunkt auf einer möglichst hohen Ausnutzung des 
Grundstückes für den Wohnungsbau. Aus Lärmschutzgründen wird ein Gebäude 
entlang der Berliner Straße geplant, in dem dahinterliegenden Bereich zwei Stadtvillen. 
Als bauliche Dichte werden die Obergrenzen des § 17 BauNVO für allgemeine 
Wohngebiete – GRZ 0,4 und GFZ 1,2 – angenommen. Drei Vollgeschosse und ein 
zusätzliches Staffelgeschoss werden vorgesehen. Insgesamt können ca. 3.500 m² 
Geschossfläche bzw. ca. 35 Wohnungen errichtet werden. 

Die Erschließung erfolgt von Nordwesten über die Straße „Am Kamp“. Im Nordwesten 
werden auch die Stellplätze vorgesehen. 

Abbildung 9: Vorkonzept B 
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2.1.2 Städtebauliches Konzept 

In der Sitzung vom 15.02.2021 hat sich der Bau- und Planungsausschuss einstimmig 
auf die Weiterentwicklung der Variante A geeinigt.  

Im weiteren Verfahren wurde das Vorkonzept konkretisiert. Im Rahmen einer 
vorliegenden naturschutzfachlichen Ersteinschätzung wurden die besonders erhaltens-
werten Bestandsbäume identifiziert. Unter Berücksichtigung des Baumbestands und des 
Lärmschutzes wurde die Lage der geplanten Baukörper präzisiert und ein Kleinkinder-
spielplatz gemäß § 8 der Landesbauordnung Schleswig-Holstein geplant. 

Um die notwendigen Stellplätze für Bewohner unterzubringen und gleichzeitig so viele 
erhaltenswerte Bäume wie möglich zu erhalten, wurde die Stellplatzanlage im Westen 
optimiert. Die Stellplatzanlage erhält Zufahrten sowohl von der Berliner Straße als auch 
von der Straße Am Kamp. 

Das konkretisierte städtebauliche Konzept wurde dem Bebauungsplan zugrunde gelegt. 

Abbildung 10: Städtebauliches Konzept 
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2.2 Art der baulichen Nutzung 

Ziel des Bebauungsplanes ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
Geschosswohnungsbau zu schaffen. Daher wird als Art der baulichen Nutzung ein 
Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 

Textliche Festsetzung Nr. 1 

Im allgemeinen Wohngebiet sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 
Nr. 1 BauNVO die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und Nr. 5 der BauNVO – Garten-
baubetriebe und Tankstellen – nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 

Gartenbaubetriebe und Tankstellen würden aufgrund ihres Flächenverbrauchs weitere 
Nutzungen im Geltungsbereich ausschließen und sind mit dem Planungsziel der 
Entwicklung von Wohnungen nicht vereinbar. Ihre Immissionen würden mit dem 
Schutzniveau der angrenzenden Bebauung kollidieren und sind damit nicht mit den 
Zielen des Bebauungsplans vereinbar. Daher sind diese Nutzungen nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans. 

Die nächste Tankstelle befindet sich ca. 250 m westlich an der Berliner Straße. Die 
Zweckbestimmung des Allgemeinen Wohngebietes wird durch die Ausschlüsse von 
Gartenbaubetrieben und Tankstellen nicht berührt.  

2.3 Maß der baulichen Nutzung 

Der Bebauungsplan Nr. 111 soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
Geschosswohnungsbau mit 3 Vollgeschossen2 und ein zusätzliches Staffelgeschoss 
gemäß dem städtebaulichen Konzept schaffen. Gleichzeitig soll der vorhandene 
Baumbestand geschützt werden. 

Um das Grundstück für den Wohnungsbau nutzbar zu machen und so viele Bäume wie 
möglich zu erhalten, wird, entsprechend dem städtebaulichen Konzept, eine Grund-
flächenzahl von 0,3 festgesetzt. 

Der städtebauliche Entwurf sieht drei Vollgeschosse und ein zusätzliches Staffel-
geschoss vor. Um den städtebaulichen Entwurf umzusetzen, wird die Höhe der 
baulichen Anlagen durch die Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß festgesetzt. Aus 
Lärmschutzgründen wird die Zahl der Vollgeschosse entlang der Berliner Straße als 
zwingend festgesetzt. 

Um die versiegelte Grundfläche so effektiv wie möglich zu nutzen und dem Schallschutz 
Rechnung zu tragen, sollen die drei zulässigen Vollgeschosse komplett ausgenutzt 
werden können. Daher wird eine Geschossflächenzahl von 0,9 festgesetzt. Damit wird 
auch dem Ziel gemäß § 1a Abs. 2 BauGB, mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umzugehen, Rechnung getragen.  

Weder die festgesetzte Grundflächenzahl noch die festgesetzte Geschossflächenzahl 
überschreitet die Obergrenzen gemäß § 17 Abs. 1 Baunutzungsverordnung. Damit sind 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gesichert. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) für das Plangebiet liegt mit 0,3 unter der Obergrenze für 
allgemeine Wohngebiete gem. § 17 Abs. 1 BauNVO von 0,4. Aufgrund der geringen 
zulässigen Grundfläche reicht für die sonstigen erforderlichen Versiegelungen die in § 19 

                                                 
2 § 2 (8) LBO Schl-H: Vollgeschosse sind oberirdische Geschosse, wenn sie über mindestens 
drei Viertel ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein gegenüber 
mindestens einer Außenwand des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss oder ein 
Geschoss mit mindestens einer geneigten Dachfläche ist ein Vollgeschoss, wenn es über 
mindestens drei Viertel der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses eine Höhe von 
mindestens 2,30 m hat; die Höhe der Geschosse wird von der Oberkante des Fußbodens bis 
zur Oberkante des Fußbodens der darüber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachflächen 
bis zur Oberkante der Dachhaut gemessen. 
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Abs. 4 BauNVO eingeräumte Überschreitungsmöglichkeit der zulässigen Grundfläche 
von 50 % („GRZ-II“, hier 0,45) nicht aus. Insbesondere die für die Anwohner 
notwendigen Stellplätze, erfordern eine höhere Versiegelung der privaten Flächen. 

Daher wird im Bebauungsplan eine über die in § 19 Abs.  4 Satz 2 BauNVO hinaus-
gehende Überschreitungsmöglichkeit festgesetzt. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 
§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird für die festgesetzte Grundfläche eine Überschreitung 
ermöglicht, die einer maximalen Grundflächenzahl von 0,7 entspricht. Die im 
§ 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO vorgesehene Kappungsgrenze von 0,8 wird nicht über-
schritten.  

Textliche Festsetzung Nr. 2 

Die zulässige Grundfläche darf gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 
Satz 3 BauNVO durch die Grundflächen von Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung und baulichen 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7 überschritten werden. 

Die Überschreitung wird ausgeglichen durch den in der textlichen Festsetzung Nr. 8 
festgesetzten wasser- und luftdurchlässigen Aufbau von Wegen und Zufahrten sowie die 
in der textlichen Festsetzung Nr. 9 festgesetzte Dachbegrünung und die damit 
verbundene Verbesserung der Regenwasserrückhaltung und das Schaffen von Ersatz-
biotopen. 

2.4 Überbaubare Grundstücksfläche und Bauweise 

Das städtebauliche Konzept sieht eine Bebauung entlang der südlichen und östlichen 
Grundstücksgrenze vor. Um den vorhandenen Baumbestand zu schützen, sollen die 
übrigen Grundstücksflächen von Bebauung freigehalten werden. Daher werden die 
überbaubaren Grundstücksflächen durch eine mit Baugrenzen bzw. Baulinien definierte 
erweiterte Baukörperfestsetzung bestimmt. 

Die Bebauung entlang der Berliner Straße soll die dahinterliegende Bebauung vor 
Verkehrslärm schützen und muss deswegen als Erstes errichtet werden. Daher wird eine 
Baulinie entlang der Berliner Straße festgesetzt. Es obliegt der Stadt als Bauherr oder 
als Grundstücksverkäufer im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens oder im 
Rahmen eines Kaufvertrages die geplante Bebauung ergänzend zu sichern.  

2.5 Erschließung  

2.5.1 Verkehr 

Das Plangebiet ist über die direkt angrenzenden Straßen „Berliner Straße“ und „Am 
Kamp“ an das örtliche Straßenverkehrsnetz angebunden. Um die Erschließung zu 
sichern, werden Teile der angrenzenden Straßen als öffentliche Straßenverkehrsflächen 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt. 

Durch die vorgesehene Bebauung wird zusätzlicher Verkehr entstehen. Aufgrund der 
moderaten Größe des Plangebietes wird jedoch keine erhebliche Mehrbelastung für die 
umliegenden Bestandsstraßen durch den zusätzlichen Verkehr erwartet.  

Der für die geplante Bebauung nach der Landesbauordnung erforderliche Stellplatz-
bedarf kann auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen nachgewiesen werden. 
Zum Schutz der erhaltenswerten Bäume werden die Stellplätze auf dem Grundstück 
abschließend zeichnerisch festgesetzt. 

Um eine autofreie Hoffläche für z.B. Spielplätze zu schaffen und so viele Bestands-
bäume wie möglich zu schützen, sind die nach der Landesbauordnung erforderliche 
Stellplätze im städtebaulichen Konzept im westlichen Teil des Grundstücks vorgesehen. 
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Um die Ziele des städtebaulichen Konzeptes umzusetzen, wird im Bebauungsplan eine 
entsprechende Fläche für Stellplätze zeichnerisch festgesetzt.  

Gemäß dem städtebaulichen Konzept sind einige Stellplätze entlang der westlichen 
Geltungsbereichsgrenze neben bzw. zwischen den vorhandenen Bäumen geplant. Um 
die besonders erhaltenswerten Bäume zu schützen, werden diese aus der Fläche für 
Stellplätze ausgespart. Zusätzlich sind diese Bäume durch die textliche Festsetzung Nr. 
6 geschützt.  

Textliche Festsetzung Nr. 3 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
i.V.m. §12 Abs. 6 BauNVO Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen sowie der dafür ausgewiesenen Flächen zulässig. 

2.5.2 Ver- und Entsorgung 

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahren bzw. der Bauausführung sind die 
entsprechenden Anschlüsse an die Bestandsleitungen in den Straßen „Am Kamp“ und 
„Berliner Straße“ herzustellen.  

Das Abwasser ist in Abstimmung mit den Stadtbetrieben Lauenburg/Elbe vom 
Baugrundstück bis zu den bestehenden Entsorgungsanlagen in den Bestandsstraßen 
zu führen.  

Niederschlagswasser ist auf der Grundstücksfläche zu versickern. Nur wenn aufgrund 
bodenkundlicher Untersuchungsergebnisse nachgewiesen wird, dass eine Versickerung 
nicht möglich ist, kann eine Ableitung in das Kanalsystem genutzt werden. In diesem Fall 
ist das Niederschlagswasser in Abstimmung mit den Stadtbetrieben Lauenburg/Elbe 
vom Baugrundstück über von den Abwasserleitungen getrennte Leitungen bis zu den 
bestehenden Entsorgungsanlagen in den Bestandsstraßen zu führen.  

Die Müllabholung findet im Bereich der Straßen „Am Kamp“ und „Berliner Straße“ statt. 
Die Abfallentsorgung erfolgt durch die Abfallwirtschaft Südholstein (AWSH). 

Zur Bereitstellung von Löschwasser kann aus dem Wasserversorgungsnetz der Ver-
sorgungsbetriebe Elbe GmbH nur eine anteilige Löschwassermenge von ca. 48 m³/h für 
den Erstangriff bereitgestellt werden. Aufgrund dessen sind gem. Arbeitsblatt W405 des 
Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches (DVGW) als Bauart feuerbeständige, 
hochfeuerhemmende oder feuerhemmende Umfassungen sowie harte Bedachungen zu 
verwenden. Die Definitionen bzw. Bestimmungen zu den Bauartanforderungen sind in 
der Landesbauordnung Schleswig-Holstein definiert. Ein entsprechender Hinweis wird 
in den Bebauungsplan aufgenommen. 

2.6 Lärmschutz 

Im Plangebiet werden ca. 25-30 neue Wohnungen geplant. Aufgrund der moderaten 
Größe des Bauvorhabens wird der dadurch resultierende zusätzliche Pkw-Verkehr 
voraussichtlich geringfügig ausfallen und es sind keine nennenswerten Lärmpegel-
zunahmen zu erwarten. Festsetzungen bezüglich der Verkehrslärmzunahme in der 
Umgebung sind nicht erforderlich. 

Lärmemissionen gehen vor allem von der südlich angrenzenden Berliner Straße aus. 
Zur Beurteilung von Verkehrslärmimmissionen sind im Städtebau die Orientierungswerte 
der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) heranzuziehen. Für allgemeine 
Wohngebiete gelten die Orientierungswerte 55 dB(A) tags (6:00 – 22:00) und 45 dB(A) 
nachts (22:00 – 6:00).  

Für die Abwägung können auch die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutz-
verordnung (16. BImSchV) herangezogen werden. Bei allgemeinen Wohngebieten 
liegen die Immissionsgrenzwerte bei 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts.  
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An der südlichen Geltungsbereichsgrenze kann mit Emissionspegeln von 61,2 dB(A) 
tags bzw. 54,3 dB(A) nachts gerechnet werden (siehe Kapitel 1.6). Damit werden sowohl 
die Orientierungswerte der DIN 18005 als auch die Immissionsgrenzwerte der 16. 
BImSchV überschritten. 

Die Zuordnung unterschiedlich schutzwürdiger Nutzungen in vorbelasteten Gebieten - 
Gemengelagen - verlangt nach der Rechtsprechung eine umfassende Konflikt-
bewältigung durch den Einsatz aller konfliktmindernder Instrumente der Bauleitplanung.  

Der Trennungsgrundsatz gemäß § 50 BImSchG würde die räumliche Trennung 
zwischen der Berliner Straße und der geplanten schutzbedürftigen Bebauung verlangen. 
Um die schalltechnischen Orientierungswerte für Verkehrslärm für Allgemeine Wohn-
gebiete gemäß DIN 18005 vor der Fassade ohne weitere Maßnahmen einzuhalten, 
müsste die geplante Bebauung so weit von der Berliner Straße abrücken, dass nur ein 
sehr kleiner Teil des Grundstücks bebaubar wäre. Dies würde nicht im Verhältnis zum 
angestrebten Schutzzweck stehen. 

Aktiver Schallschutz (Lärmschutzwände) steht auch nicht im Verhältnis zum 
angestrebten Schutzzweck. Aufgrund der Innenstadtlage sind aktive Schallschutz-
maßnahmen städtebaulich nicht vertretbar. 

Der städtebauliche Entwurf sieht eine lärmrobuste Bebauungsstruktur vor. Der 
Gebäuderiegel entlang der Berliner Straße schützt die dahinterliegende Bebauung vor 
Verkehrslärm. Um diese abschirmende Wirkung zu gewährleisten, muss der Riegel nah 
an der Schallquelle stehen. Daher wird im Bebauungsplan eine Baulinie entlang der 
Berliner Straße festgesetzt. Weiterhin ist die Bebauung an der Straßenfront zu schließen 
und mindestens in gleicher Höhe wie die dahinterliegende Bebauung zu errichten. Durch 
die erweiterte Baukörperfestsetzung mit einer Baulinie zur Berliner Straße und der 
zwingenden Festsetzung von drei Vollgeschossen wird gewährleistet, dass die zur 
Straße orientierte Bebauung als erster Baukörper dreigeschossig errichtet wird. Die 
hintere Wohnbebauung wird so vor Verkehrslärm geschützt, weshalb für diese 
Wohnbebauung keine Schallschutzvorkehrungen zu treffen sind. 

Der Schallschutzeffekt kann nur gewährleistet werden, wenn der Gebäuderiegel an der 
Berliner Straße zeitlich vor oder spätestens zeitgleich den dahinterliegenden Gebäuden 
errichtet wird. Um bei einer grundsätzlich möglichen Grundstücksteilung Fehl-
entwicklungen zu vermeiden, wird ergänzend ein aufschiebend bedingtes Baurecht 
gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB festgesetzt. 

Textliche Festsetzung Nr. 4 

Zum Schutz vor Verkehrslärm ist gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche CDEFC die festgesetzte bauliche Nutzung erst 
zulässig, wenn die baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
fläche ABCFGA spätestens zeitgleich mit den baulichen Anlagen innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche CDEFC fertiggestellt werden. 

Die Fassaden entlang der Berliner Straße sind von erhöhten Verkehrslärmeinwirkungen 
betroffen. Um auch hier gesunde Wohnverhältnisse zu sichern, werden Festsetzungen 
zum Schallschutz getroffen. Maßstab des einzuhaltenden Schutzniveaus in Wohnungen 
ist gemäß DIN 4109-1:2018 Kapitel 7.1 ein Innenpegel von 30 dB(A). Da es sich um 
Verkehrslärm handelt, kann dieser mit rein passiven Schallschutzmaßnahmen bewältigt 
werden.  

In Anlehnung an die Verkehrslärmuntersuchung3 des benachbarten Bebauungsplanes 
Nr. 99 und dem angenommenen Außenlärmpegel von 61,2 dB(A) (siehe Kapitel 1.6), 

                                                 
3 Ibs Ingenieurbüro für Schallschutz DIpl.-Ing. Volker Ziegler, Gutachten Nr. 20-04-2 

„Verkehrslärmunteruntersuchung zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 99 der Stadt 
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wird davon ausgegangen, dass die betroffene Fassade sich im Lärmpegelbereich III 
nach DIN 4109 von Januar 2018 „Schallschutz im Hochbau“ (Maßgeblicher 
Außenlärmpegel 61 - 65 dB) befindet. Daher werden die Anforderungen für den 
Lärmpegelbereich III festgesetzt. 

Ausnahmen von der Festsetzung können zugelassen werden, soweit für die konkrete 
Bebauungssituation gutachterlich für die Fassade ein geringerer maßgeblicher 
Außenlärmpegel nachgewiesen wird. Die Dimensionierung der konkreten akustischen 
Eigenschaften der Fassadenbauteile erfolgt im Rahmen des Schallschutznachweises 
des Baugenehmigungsverfahrens. 

Textliche Festsetzung Nr. 5 

Zum Schutz vor Verkehrslärm sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB die zur Berliner 
Straße orientierten Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthaltsräume so auszu-
führen, dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen 
nach der DIN 4109 („Schallschutz im Hochbau“) für Lärmpegelbereich III einge-
halten werden.  

Die Einhaltung der Anforderungen ist im Rahmen des bauordnungsrechtlichen 
Antragsverfahrens nach DIN 4109 („Schallschutz im Hochbau“) in der jeweils 
gültigen Fassung nachzuweisen. Es können Ausnahmen von der Festsetzung 
zugelassen werden, soweit nachgewiesen wird, dass geringere Außenlärmpegel 
vorliegen. 

Um die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse zu erfüllen, muss das 
ungestörte Schlafen und gleichzeitig ein hygienischer Luftwechsel in den Schlaf- und 
Kinderzimmern möglich sein. Dies lässt sich entweder durch eine Orientierung der 
Schlaf- und Kinderzimmer zu einer ausreichend ruhigen Fassade oder durch die 
Verwendung von schalldämmenden Lüftungseinrichtungen oder anderen technischen 
Maßnahmen erreichen. 

Textliche Festsetzung Nr. 6 

Zum Schutz vor Verkehrslärm ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB der erforderliche 
hygienische Luftwechsel in Schlafräumen und Kinderzimmern durch schall-
dämmende Lüftungseinrichtungen oder andere – den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik entsprechenden – Maßnahmen sicherzustellen, sofern Grund-
rissanordnungen keine Fensterbelüftung an den vollständig von der Berliner 
Straße abgewandten Gebäudeseiten zulassen. 

Im südlichen Außenbereich an der Berliner Straße wird mit dem angenommenen 
Außenlärmpegel von 61,2 dB(A) tags der Immissionsgrenzwert des 16. BImSchV von 
59 dB(A) geringfügig überschritten. Ein Kriterium für eine akzeptable Aufenthaltsqualität 
ist die Gewährleistung einer ungestörten Kommunikation über kurze Distanzen. Der 
Schwellenwert dafür liegt bei einem äquivalenten Dauerschallpegel von 62 dB(A) 
außen.4 In der Fluglärm-Außenwohnbereichsentschädigungs-Verordnung (3. FlugLSV) 
wird ein Schwellenwert von 65 dB(A) festgelegt. 

Aufgrund der nur geringfügigen Überschreitung des Immissionsgrenzwerts, der 
gewährleisteten ungestörten Kommunikation und der Möglichkeit, Außenwohnbereiche 
an lärmabgewandten Seiten herzustellen, wird auf Festsetzungen baulicher Schutz-
maßnahmen für Außenwohnbereiche verzichtet. 

                                                 
Lauenburg/Elbe für die Ausweisung eines Wohngebietes nördlich der Berliner Straße (B5) und 
östlich des Birnenweges im Bereich der ehemaligen Kleingartenanlage“, Mölln 22.04.2020 

4 BVerwG, Urt. v. 16.03.2006 – 4 A 1075.04; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 13.03.2008 – 
7 D 34/07.NE   
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2.7 Grünordnung  

Das Plangebiet wird geprägt durch einen älteren Villengarten mit etlichen größeren 
Einzelbäumen und Baumgruppen. Dabei handelt es sich um Ortsbild prägende Buchen, 
Kastanien, Eichen und Ahorne. Interessant für den Erhalt sind auch die älteren Eiben 
auf dem Grundstück.  

Abbildung 11: Naturschutzfachliche Bestandsaufnahme  

 

Diese im Rahmen der naturschutzfachlichen Ersteinschätzung als besonders erhaltens-
wert identifizierten Bestandsbäume werden, soweit diese sich nicht mit den festge-
setzten Baufeldern überschneiden, zum Erhalt festgesetzt. Die einheimischen 
Laubbäume den prägenden Baumgruppen entlang der südlichen Grundstücksgrenze 
werden durch eine Fläche mit Bindungen für die Erhaltung von Bäumen gesichert. Um 
das Erscheinungsbild des Plangebiets dauerhaft zu erhalten, sind die festgesetzten 
Bäume bei Abgang durch Einzelbäume in gleicher Baumart in einer hohen Qualität am 
Originalstandort zu ersetzen.  

Durch die Festsetzungen zum Baumerhalt wird der Eingriff in Natur und Landschaft 
minimiert. Einzelbäume und Baumgruppen stellen für die Tierwelt Trittsteine innerhalb 
des Siedlungsgebiets dar und bieten Lebensraum insbesondere für die Avifauna. 
Klimatisch wirken sich die Bäume aufgrund ihres hohen Biovolumens zusätzlich positiv 
auf das Lokalklima aus. Die Bäume an der Stellplatzanlage verhindern im Sommer 
außerdem ein zu starkes Erhitzen der Flächen. 

Der schützenswerte Baumbestand im Geltungsbereich des geplanten Bebauungsplans 
wird soweit möglich durch Erhaltungsbindungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
gesichert. 
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Abbildung 12: Erhaltene und nicht erhaltene Bäume 

 

Darüber hinaus sollten für den Erhalt des Ortsbildcharakters die unbefestigten Flächen 
begrünt werden. Hier wären entsprechende Strauchpflanzungen mit Rhododendren oder 
Azaleen sowie weitere Ziersträucher reinen Rasenflächen vorzuziehen. 

Textliche Festsetzung Nr. 7 

Der durch Einzelbaumfestsetzung gekennzeichnete Baumbestand ist gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 25b BauGB dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Nach Abgang sind die 
festgesetzten Bäume am Originalstandort in gleicher Baumart mit einem 
Stammumfang von mindestens 18 cm neu zu pflanzen und dauerhaft zu pflegen. 

Neben der Sicherung von erhaltenswerten Einzelbäumen werden zugleich den 
einheimischen Laubbäumen (Berg-Ahorn und Feld-Ulmen) an die Berliner Straße 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB gesichert. Um eine größere Flexibilität bei 
Neubepflanzungen zu erhalten und besser auf den Klimawandel reagieren zu können, 
wird festgesetzt, dass die heimischen Laubbaumarten bei Abgang durch standort-
gerechte heimische Laubbäume zu ersetzen sind. 

Textliche Festsetzung Nr. 8 

Auf der Fläche mit Bindungen für Erhaltung von Bäumen sind die heimischen 
Laubbaumarten gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB dauerhaft zu erhalten und zu 
pflegen. Nach Abgang sind die festgesetzten Bäume standortgerechte heimische 
Laubbäume mit einem Stammumfang von mindestens 18 cm neu zu pflanzen und 
dauerhaft zu pflegen. 

Um die Bodenversiegelung möglichst gering zu halten und eine möglichst gute Nieder-
schlagswasserversickerung zu gewährleisten, werden Anforderungen an die Nutzung 
der nicht überbaubaren Grundstücksflächen festgesetzt. Die Einschränkung der 
Befestigungen auf wasser- und luftdurchlässige Beläge dient der Vermeidung von 
unnötiger Versiegelung und damit dem Schutz der natürlichen Bodenfunktionen sowie 
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der Grundwasseranreicherung durch Versickerung von Niederschlagswasser im 
Plangebiet.  

Textliche Festsetzung Nr. 9 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB eine 
Befestigung von Wegen, Zufahrten und ebenerdigen Stellplätzen nur in wasser- 
und luftdurchlässigen Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit 
mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen 
und Betonierungen sind unzulässig.  

Eine weitere eingriffsminimierende Festsetzung betrifft die Anlage begrünter Dach-
flächen. Die Festsetzung dient dem Schutz und der Entwicklung der natürlichen Lebens-
grundlagen, sie ist außerdem zum Schutz des Lokalklimas im Interesse einer 
nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung erforderlich. Zusätzlich bieten die begrünten 
Dachflächen zahlreichen Pflanzen- und Tierarten einen Lebensraum und fördern somit 
die biologische Vielfalt innerhalb des Plangebietes. Dachflächen mit einer Neigung von 
max. 5 Grad sind vorgesehen, um eine extensive Begrünung der Dächer sicherzustellen. 
Dachflächen mit dieser Neigung eignen sich gut für eine Extensivbegrünung ohne einen 
unverhältnismäßigen Kostenaufwand zu verursachen. Zur Vermeidung erhöhter Pflege-
aufwendungen wird eine extensive Dachbegrünung mit einer Substratschicht von 10 cm 
festgesetzt. Bei dieser Aufbaustärke ist eine Begrünung mit Sedum-Arten, Gräsern und 
Kräutern möglich. 

Neben der Verminderung der negativen Auswirkungen auf das Mikroklima fördert die 
extensive Dachbegrünung gleichzeitig das Wasserrückhaltevermögen der Dachflächen. 
Grundsätzlich soll das Niederschlagswasser auf dem eigenen Grundstück versickern.  

Im Sinne einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung werden auch Solarenergieanlagen 
(Photovoltaik- und Solarthermieanlagen) zugelassen.  

Textliche Festsetzung Nr. 10 

Dachflächen sind mit einer Neigung von bis zu 5 Grad auszubilden und gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 25a BauGB mit einer Erdschicht von mindestens 10 cm zu überdecken 
und extensiv zu begrünen. Dies gilt nicht für technische Einrichtungen, 
Solarenergieanlagen, Beleuchtungsflächen und Terrassen. 

2.8 Naturschutz  

Der Bebauungsplan Nr. 111 wird nach § 13 BauGB aufgestellt. Aus diesem Grund ist 
eine förmliche Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) nicht durchzuführen und es ist kein 
Umweltbericht nach § 2a BauGB zu erarbeiten. Von der Auflistung von 
umweltbezogenen Informationen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, der 
zusammenfassenden Erklärung (§ 6a Abs. 1 BauGB und § 10a Abs. 1 BauGB) und vom 
Monitoring (§ 4c BauGB) wird abgesehen. 

Trotzdem ist es erforderlich, die von der Planung berührten Umweltbelange nach § 1 
Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu bewerten und sie in die Abwägung einzustellen. 

Es liegt keine Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten vor. Das nächstgelegene Natura-
2000-Gebiet (Elbe mit Hohem Elbufer von Tesperhude bis Lauenburg mit angr. Fl.) liegt 
in ca. 750 m Entfernung und wird nicht beeinträchtigt.  

Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die der 
Pflicht zur Durchführung einer UVP unterliegen. Es bestehen keine Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung von Fauna-Flora-Habitat- und EU-Vogelschutzgebieten oder 
sonstigen Schutzgebieten. 
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Das Plangebiet ist schon bebaut und teilweise versiegelt. Durch die Umsetzung der 
Planung sind keine erheblichen Beeinträchtigungen hinsichtlich der abiotischen 
Schutzgüter Boden, Wasser, Luft /Klima zu erwarten. 

Die Beseitigung von Gehölzen sowie das Fällen von Bäumen gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes darf ausschließlich außerhalb der Vogelbrut-
zeit vom 1. Oktober bis zum 29. Februar durchgeführt werden. 

Die im Bebauungsplan zum Erhalt festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten. 
Sollte durch Naturereignisse wie bspw. Sturm, Blitzeinschlag oder Ähnlichem die Stand-
festigkeit eines Baumes nicht mehr gegeben sein und dieses durch einen Fachgutachter 
nachgewiesen werden können, ist eine Baumentnahme möglich. Dabei sind die 
entsprechenden Ausgleichsmaßnahmen gemäß den textlichen Festsetzungen zu 
beachten. 

Der Altbaumbestand weist ein hohes Potenzial für Höhlenbrüter wie z.B. Meisen oder 
Rotschwanz auf. Die an der westlichen Grundstücksgrenze stehenden Bäume mit den 
Nummern 10, 11 und 12 hatten am 23.04.2021 besetzte Höhlungen.  

Am Gebäude konnten keine Nistaktivitäten festgestellt werden.  

Es muss darauf geachtet werden, dass den Höhlenbrütern wieder Nistmöglichkeiten 
(Nistkästen an Ersatzbäumen in der Umgebung) zur Verfügung stehen und die Aufzucht 
der Jungvögel durch naturnahe Grünbereiche mit dem entsprechenden Insektenbesatz 
im engsten Umfeld möglich ist.  

Es sollte darauf geachtet werden, dass ein ökologischer Ausgleich durch eine naturnahe 
Gestaltung der Freiflächen und bauliche Maßnahmen wie die Begrünung der Fassaden 
oder des Daches, sowie der Einbau von Nisthilfen und Fledermausquartieren bereits bei 
der Planung berücksichtigt wird. 

Nach der naturschutzfachlichen und artenschutzfachlichen Bestandsaufnahme werden 
Belange des Artenschutzes nicht berührt, sofern vorab Ersatz für vorhandene Nisthöhlen 
genehmigt und geschaffen wird. Im Übrigen gelten die Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG. 

2.9 Örtliche Bauvorschriften 

Werbeanlagen 

Textliche Festsetzung Nr. 11 

Werbeanlagen sind nur an der Fassade der Hauptgebäude zulässig. Ihre Größe 
darf 1 m² nicht überschreiten. Leuchtschilder, Lichtwerbung sowie Werbeanlagen 
mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sind unzulässig. 

Für die über das Wohnen hinaus zulässigen Nutzungen können Werbeanlagen 
erforderlich werden. Da Werbeanlagen wesentlich zum Erscheinungsbild eines Gebietes 
beitragen, werden aus gestalterischen Gründen Festsetzungen zu Form, Größe und 
Gestaltung von Werbeanlagen getroffen. Darüber hinaus dient die Einschränkung auch 
der Verkehrssicherheit. 
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2.10 Klarstellung 

Um auf mögliche zukünftige Änderungen des Straßenausbaus ohne ein Planänderungs-
verfahren reagieren zu können, ist die Einteilung der Straßenverkehrsfläche in 
Fahrbahn, Gehweg, Parkplätze, Pflanzflächen etc. nicht Gegenstand der Festsetzung 
des Bebauungsplanes. Um Unsicherheiten zu vermeiden, wird eine Klarstellung 
aufgenommen.  

Klarstellung 

Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzungen 
des Bebauungsplans. 

2.11 Hinweise 

Löschwasserversorgung und die daraus resultierende Bauart 

Aufgrund der zur Verfügung stehenden Löschwassermenge von 48 m³ pro Stunde sind 
im Plangebiet gemäß - Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches (DVGW) - 
Arbeitsblatt W 405 - als überwiegende Bauart nach Definition der Landesbauordnung 
Schleswig-Holstein feuerbeständige, hochfeuerhemmende oder feuerhemmende Um-
fassungen und harte Bedachungen anzuwenden. 

Baumfällungen und Gehölzbeseitigungen 

Zur Einhaltung der Artenschutzbestimmungen des§ 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) ist die Beseitigung von Gehölzen sowie das Fällen von Bäumen in 
Abhängigkeit des Stammdurchmessers (gemessen in 1,00 m Höhe) ausschließlich in 
folgenden Zeiträumen und unter Beachtung der aufgeführten Maßnahmen zulässig. 

Stamm-
durchmesser 

bis 30 cm 30 bis 50 cm über 50 cm 

Ausschließlich 
zulässiger Zeit-

raum für 
Baumfällungen 

Außerhalb Brutzeiten 
europäischer 
Vogelarten 

Außerhalb Brutzeiten 
europäischer 
Vogelarten 

+ 

Außerhalb Brut- und 
Sommernutzungszeit 

Fledermäuse 

Außerhalb Brutzeiten 
europäischer 
Vogelarten 

+ 

Außerhalb Brut-, 
Sommernutzungs- und 

Winternutzungszeit 
Fledermäuse 

1. Oktober bis  
29. Februar 

1. Dezember bis  
29. Februar 

1. Dezember bis  
29. Februar  

soweit Artenschutz-
gutachten Nutzung als 

Fledermauswinter-
quartier ausschließt 

 

Einsicht Vorschriften 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und 
DIN-Normen) können bei der Stadt Lauenburg/Elbe, Amtsplatz 5, 21481 
Lauenburg/Elbe, nach vorheriger Terminabstimmung eingesehen werden. 
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2.12 Abwägung der öffentlichen und privaten Belange 

Öffentliche Belange 

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für den im öffentlichen Interesse liegenden Geschosswohnungsbau geschaffen. Mit der 
geplanten Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes kann der steigenden 
Nachfrage nach Wohnraum unter Nutzung der bereits vorhandenen verkehrlichen, 
technischen und sozialen Infrastruktur nachgekommen werden.  

- Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) sind gewahrt. Die GRZ für das Plangebiet liegt unter der 
Obergrenze für Allgemeine Wohngebiete gem. § 17 BauNVO. Zusammen mit dem 
städtebaulichen Konzept wird damit eine ausreichende Belichtung, Belüftung und 
Besonnung gesichert. Zum Schütz vor Verkehrslärm werden die erforderlichen 
Festsetzungen getroffen. 

- Durch den geplanten Geschosswohnungsbau wird den Wohnbedürfnissen der 
Bevölkerung entsprochen. Durch die Nachverdichtung eines vorhandenen 
Wohngebiets wird die Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen gestärkt. 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 

- Den Belangen des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und Erholung steht 
der Bebauungsplan nicht entgegen. (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB). 

- Die Erneuerung und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile wird durch die 
Bebauung an der zentral gelegenen Berliner Straße gewährleistet. Durch 
wohnbauliche Nachverdichtungen in innenstadtnahen Gebieten wird die Nachfrage 
nach Dienstleistungen und Einzelhandel sowie nach sozialen und kulturellen 
Angeboten in den zentralen Versorgungsbereichen im Lauenburger Stadtzentrum 
gefördert und die Bedeutung der Innenstadt gestärkt (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB). 

- Durch die Entwicklung eines leerstehenden Gebäudes und den Erhalt des 
Baumbestands wird das Orts- und Landschaftsbild aufgewertet 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB). 

- Erfordernisse von Kirchen und Religionsgemeinschaften liegen für das 
Plangebiet nicht vor (§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB). 

- Die Belange des Umweltschutzes werden durch Festsetzungen zum Erhalt von 
Bäumen, wasser- und luftdurchlässigen Aufbau von Wegen und Zufahrten sowie 
Dachbegrünung und der damit verbundenen Verbesserung der Niederschlags-
wasserrückhaltung sowie durch das Schaffen von Ersatzbiotopen berücksichtigt (§ 1 
Abs. 6 Nr. 7 BauGB). 

- Durch die gestärkte Bedeutung der Innenstadt, sind die Belange der Wirtschaft 
beachtet (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB). 

- Durch die Festsetzungen zu Stellplätzen auf dem Grundstück sind die Belange des 
Personenverkehrs sowie der Mobilität der Bevölkerung beachtet. Durch die 
zentrale städtische Lage in Fußläufiger Nähe von zwei Bushaltestellen werden die 
Belange des öffentlichen Personennahverkehrs beachtet und die Verringerung 
des Verkehrsaufkommens gefördert (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB). 

- Dem Plangeber liegen keine Erkenntnisse über Belange der Verteidigung und des 
Zivilschutzes vor. Anforderungen an die Planung bestehen somit nicht (§ 1 Abs. 6 
Nr. 10 BauGB). 

- Die Ergebnisse kommunaler Planungen sind durch Beachtung der Flächen-
nutzungsplan und des Landschaftsplans berücksichtigt. (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB). 
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- Das Plangebiet ist nicht Teil eines Überschwemmungsgebietes; Belange des 
Hochwasserschutzes sind insofern nicht zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 12 
BauGB). 

- Durch die Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet steht der Bebauungsplan den 
Belangen von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbringung 
nicht entgegen. (§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB). 

- Die Entwicklung eines innerstädtischen Wohnstandortes unter Nutzung vorhandener 
Infrastruktur entspricht dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, 
da hierdurch Flächen in Stadtrandlage von einer entsprechenden Bebauung 
freigehalten werden können (§ 1a Abs. 2 BauGB). 

- Die Erfordernisse des Klimaschutzes werden durch Festsetzungen zum Erhalt von 
Bäumen, wasser- und luftdurchlässigen Aufbau von Wegen und Zufahrten sowie 
Dachbegrünung berücksichtigt (§ 1a Abs. 5 BauGB). 

Private Belange 

Das Plangebiet befindet sich in städtischen Eigentum. Private Eigentums- und 
Eigentümerrechte bleiben unberührt. Weitere zu beachtende private Belange sind 
zum derzeitigen Verfahrensstand nicht erkennbar (§ 1 Abs.7 BauGB). 

  



Stadt Lauenburg/Elbe  Bebauungsplan Nr. 111  
 

24  
  

3 Planungsmerkmale  

3.1 Zusammenfassung und wesentliche Folgen der Planung  

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für Geschosswohnungsbau mit drei Vollgeschossen auf dem Grundstück Berliner 
Straße 57 geschaffen. Dadurch wird den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung Rechnung 
getragen. 

Durch wohnbauliche Nachverdichtungen in innenstadtnahen Gebieten, wird die 
Nachfrage nach Dienstleistungen und Einzelhandel sowie nach sozialen und kulturellen 
Angeboten im Lauenburger Stadtzentrum gefördert und die Bedeutung der Innenstadt 
gestärkt. 

Durch Einzelbaumfestsetzung und die Festsetzung von Flächen mit Bindungen für die 
Erhaltung von Bäumen wird ein Großteil des vorhandenen Baumbestands gesichert. 
Durch weitere Festsetzungen zum wasser- und luftdurchlässigen Aufbau von Wegen 
und Zufahrten sowie Dachbegrünung und der damit verbundenen Verbesserung der 
Regenwasserrückhaltung sowie durch das Schaffen von Ersatzbiotopen werden die 
Auswirkungen auf die Umwelt minimiert. 

 

Störfallbetriebe gem. Seveso-III-Richtlinie  

In der Nähe des Plangebietes befinden sich keine Störfallbetriebe. Durch die vorliegende 
Planung wird keine Zulässigkeit von Störfallbetrieben begründet. 

3.2 Flächenbilanz  

Fläche Größe Anteil 

Allgemeines Wohngebiet ca. 2.623 m² ca. 85 % 

Davon überbaubare Grundstücksfläche ca. 827 m²  

Davon Fläche für Stellplätze ca. 777 m²  

Öffentliche Straßenverkehrsfläche ca. 452 m² ca. 15 % 

Davon Berliner Straße ca. 405 m²  

Davon Am Kamp ca. 47 m²  

Gesamt ca. 3.075 m² 100 % 

3.3 Kostenaufwand  

Die Stadt Lauenburg/Elbe führt das Bebauungsplanverfahren durch. Das geschaffene 
Baugrundstück wird nach Abschluss des Verfahrens veräußert. Die Durchführung 
sämtlicher Erschließungsmaßnahmen auf dem Baugrundstück obliegt dem zukünftigen 
Grundstückseigentümer. Die öffentlichen Straßen sind bereits ausgebaut. 

  




